
Hofübergabe: Wohn- versus Mietrecht

Obwohl bei Hofübergaben zunehmend 
eine Tendenz des Wegzuges der 
elterlichen Abtreter vom Hof besteht, 
bleiben diese doch weiterhin häufig 
auf dem Hof wohnen.

Etwa wird geäussert, man wolle zwar 
dort wohnen, aber dem Nachfolger 
nicht mehr die Last eines starren «Wohn
rechtes» aufbürden. Man lasse sich des-
halb ein «Mietrecht» zusprechen. Dies 
wäre unkomplizierter, weniger bindend 
und ohnehin zeitgemässer. Dieser Äus-
serung wird wiederum entgegnet, dass 
es keinen Unterschied ausmache, ob ein 
Wohn- oder Mietrecht vereinbart wer
de. Was kann dazu präzisiert werden?

Klassisch versteht man unter dem 
Wohnrecht eine Dienstbarkeit mit im 
Grundsatz lebenslänglicher,  persönli-
cher Berechtigung zum Bewohnen ei
ner Wohnung oder eines Hausteiles 
(ZGB Art. 776–778 u. 745 ff.). Damit das 
Recht seine Gültigkeit entfaltet, muss 
es im Grundbuch eingetragen worden 
sein und hierzu benötigt es einen öffent-
lich beurkundeten Vertrag oder eine 
Verfügung von Todes wegen.

Bei der Miete von Wohnraum ver-
steht man im Ursprung ein den Miet-
rechtsbestimmungen unterstehender 
Mietvertrag mit 3-monatiger Kündi-
gungsfrist (OR Art. 253–273). Durch die 
gesetzlich kurze Auflösungszeit fehlt 
der lange Anspruch des Mieters.

Die zwei «Formen» können einander 
durch abweichende Vereinbarung im 
Abtretungsvertrag angenähert werden. 
Eine Miete kann längerfristig als «Miet-
recht» gewährt werden und ein «Wohn
recht» kann andererseits zeitlich ver-
kürzt werden. Möglich wäre etwa eine 
zeitliche Befristung auf 10 Jahre, oder 
bis zum Eintritt des Rentenalters, oder 
auf einen Zeitpunkt danach. Heute ge-
währt man das Recht häufig bis auf das 
Ende des «Aktivitäts-Alters» (gegenüber 
dem lebenslänglichen Recht). Dies be-
deutet, dass es solange gilt, wie man 
dank körperlicher und geistiger Fit-
ness im eigenen Haushalt noch selbst-
bestimmt und mehrheitlich autonom 
leben kann. 

Für beide Formen ist es üblich, die 
durch den Verpflichteten erbrachte 
resp.  durch die Berechtigten bezogene 
Wohnleistung  wertmässig zu bestim-
men und finanziell abzugelten. Dies 

kann einmalig für die ganze Dauer vor-
gängig bei der Hofübergabe abgerech-
net werden oder aber es erfolgt perio-
disch (jährlich oder monatlich) nach 
bezogener Leistung.

Ein Unterschied in der Bindungswir-
kung und «Stärke» zeigt sich, indem 
beim allein notariell beurkundeten 
Mietrecht bei einer Weiterveräusserung 

der neue Eigentümer Eigennutzung gel-
tend machen kann, womit ein «Miet-
recht» nichtig werden kann. Zur Absi-
cherung muss es bei der Übertragung 
im Grundbuch vorgemerkt werden. Bei 
Eigentumswechsel bleibt so das Miet-
recht bestehen.  

In einem Konkursfall kann es den-
noch im Gegensatz zum Wohnrecht, 
zu einer Auflösung des Mietrechtes 
führen. Die unterschiedliche Bindungs
wirkung zeigt sich somit nur in beson-
deren Fällen.

Deutliche Unterschiede treten bei 
den Pflichten zur Übernahme von Un-
terhaltskosten hervor. Der Vermieter 
hat die Pflicht, das Objekt im miettaug-
lichen Zustand zu erhalten. Ein Mieter/ 
Mietberechtigter muss nur kleine Män
gel selber beheben (z.B. kleine Defekte 
z.B. Ersatz Dampfabzug-Filter, Abflüs-
se entstopfen etc.). Die Wohnberechti-
gen tragen den «normalen Unterhalt»: 
d.h., was während der Dauer der Aus-
übung des Rechtes unterhalten wer-
den muss oder was durch starken Ge-
brauch ersetzt werden muss. Ein Aus-
tausch von Küchengeräten wie ein elek
trischer Backofen, ein Kühlschrank, 
oder sogar der Ersatz von Böden trägt 
der Wohnberechtigte selber, wenn es 
nicht vertraglich abweichend verein-
bart wurde  Ebenso ist die unterschied-
liche, steuerliche Beurteilung zu nen-

nen. Einkommenssteuer-mässig versteu
ern die Wohnberechtigten den Eigen-
mietwert (oder berechneten Mietwert). 
Anders dazu versteuert beim Mietrecht 
der Mietrechtsgeber (Vermieter) den 
eingezogenen oder berechneten Miet-
zins. 

Wohn- oder Mietrecht können durch 
vertragliche Festlegung ähnlich gestal-
tet werden. Die Beteiligten spüren dann 
meist keinen Unterschied. Dennoch 
bleiben «Wohnrecht» oder «Mietrecht» 
bezüglich einzelner Aspekte nicht das
selbe und bezüglich der Gesetzes-Grund
lagen und somit der Rechtsprechung 
sind sie klar zu unterscheiden. Im Son-
derfall kann das Mietrecht eine weni-
ger gute Sicherheit bieten.  n

Berichterstattung aus dem Nationalrat

Rückblick auf die Herbstsession aus  
bäuerlicher Sicht
Jagdgesetz
In der Sommersession wurde zum wie-
derholten Mal über die Änderungen im 
Jagdgesetz beraten. Nicht nur Wölfe, 
Bären und Luchse, auch der Biber und 
andere Wildtiere, die in der Schweiz 
als ausgerottet galten, kehren wieder 
in die Schweiz zurück. Was wanderlus-
tigen Städtern und verträumten Na-
turschützern gefällt, stellt uns Landwir
te vor Schwierigkeiten. Nutztiere fal-
len den Wildtieren brutal zum Opfer 
und Acker- sowie Gemüsekulturen kön
nen zerstört werden. Die bürgerliche 
Mehrheit im Parlament sah ein, dass 
der absolute Schutz dieser Wildtiere in 
einem so dicht besiedelten Land wie 
der Schweiz gelockert werden muss. 
So können Wölfe und auch andere ge-
schützte Tiere künftig geschossen wer-
den, wenn durch sie Schaden droht 
oder um den Bestand zu regulieren. Da 
im Kanton Zürich Grossraubtiere erst 
ganz vereinzelt gesichtet wurden, ist 
die Relevanz dieser Änderungen für 
die Zürcher Bauern weit geringer als 
für unsere Berufskollegen in den Berg-
kantonen. Die neuen Möglichkeiten 
zur Regulierung der Biberbestände je-
doch werden mit Bestimmtheit von 
vielen Weinländer Ackerbauern wohl-
wollend zur Kenntnis genommen.

Begrenzungsinitiative
Eine Monsterdebatte zur Begrenzungs-
initiative fand in der zweiten Woche 
der vergangenen Session statt. Ohne die 
eigenständige Steuerung der Zuwan-
derung ist die 10-Millionen-Schweiz 
bald Realität, mit verheerenden Folgen 

für unser Land sowie für die Landwirt-
schaft. Die jährliche Nettozuwande-
rung von bis zu 80 000 Personen wird 
nicht spurlos an unseren Landwirt-
schaftsflächen vorbeigehen. Ein jährli-
cher Zustrom von Personen im Aus-
mass der Stadt St. Gallen, benötigt un-
weigerlich neue Siedlungsflächen. Die
se Leute haben ein Bedürfnis nach 
Wohnraum, Verkehrsflächen, Schulhäu
sern, Spitälern sowie weiteren Infra-
strukturbauten. Dazu muss ja auch 
den Freizeitbedürfnissen der Neo-Be-
wohner Rechnung getragen werden. 
Viele dieser Zuwanderer wollen sich in 
der Nähe der Ballungscenter niederlas-
sen. Am Beispiel der Stadt Zürich und 
ihrer Agglomerationsgemeinden stel-
len wir fest, dass diese vermehrte Bau-
tätigkeit in vielen Fällen auf unseren 

wertvollsten Kulturlandflächen statt-
findet. Die werden in Zukunft der 
Landwirtschaft für die Produktion von 
Nahrungsmittel fehlen. Eigentlich un-
verständlich, dass gerade die linksgrü-
ne Ratsseite den kausalen Zusammen-
hang von übermässiger Zuwanderung 
und Belastung der Umwelt sowie der 
Biodiversität nicht sehen will.

Milchmarktmotion
Der Ständerat hat wenig überraschend 
den drei Standesinitiativen der West-
schweizer Kantone Genf, Jura und 
Freiburg zur Milchkrise keine Folge ge-
leistet. Obwohl der Nationalrat vor 
Jahresfrist mithilfe der gesamten SVP-
Fraktion diese drei Vorstösse stützte. 
Die WAK-SR verabschiedete jedoch im 
August eine Kommissionsmotion. Die

se Motion fordert, wie die drei Standes-
initiativen, eine verbesserte Preistrans-
parenz und eine Weiterführung der 
Segmentierung. Der Preis und die Men
ge in Kilogramm für A- und B-Milch 
muss im Voraus festgelegt werden, 
wobei die Freiwilligkeit von C- und B- 
Milch gewährleistet sein muss. Mit die-

sem Schritt hat auch der Ständerat 
den Beweis erbracht, dass namentlich 
in der Industriemilchproduktion die 
Politik wieder minimste Leitplanken 
vorgeben muss, um endlich den Milch-
produzenten den Silberstreifen am Ho-
rizont sichtbar zu machen.
n Martin Haab

«Der Wohnberechtigte 
muss sich am Wohnungs-

Unterhalt beteiligen.

Beratungsdienst Zürcher 
Bauernverband
Markus Zoller

Der amtierende Nationalrat Martin Haab berichtet über die vergangene Session. Bild: parlament.ch

Ist es immer klar, unter welcher Voraussetzung 
die Schlüssel-Übergabe erfolgt?
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Berichterstattung vom Biodiversitätsteam Strickhof–ZBV

Öko-Augenblick
Regelmässig können im Winter Öko-
wiesen beobachtet werden, die im 
Herbst nicht mehr genutzt wurden. 
Die ungenutzte Biomasse legt sich 
früher oder später wie eine Decke 
über die ganze Wiese und führt auf 
Dauer zu einer Artenverarmung. Die
se ungünstige Situation bleibt beste-
hen bis die Wiese im nachfolgenden 
Sommer erstmals wieder geschnitten 
wird. Vor allem niedrig wachsende, 
konkurrenzschwache Pflanzen, dar-
unter auch einige Orchideen, sind 
aber darauf angewiesen, dass sie im 
Winter wie auch im Frühjahr ausrei-
chend Licht auf ihre Blattrosetten er-
halten. Auch Sämlinge sind auf aus-

reichend Licht angewiesen, um er-
folgreich keimen und sich in einer 
Wiese dauerhaft ansiedeln zu kön-
nen. Und schliesslich brauchen auch 
viele Wildbienen sonnige und offene 
Bodenstellen, um dort ihre Brutröh-
ren bauen zu können. Um die Arten-
vielfalt nicht zu gefährden, empfeh-
len wir, die letzte Nutzung stets so zu 
terminieren, dass der Wiesenbestand 
nicht höher als 15 cm in den Winter 
geht. Altgrasstreifen sind zwar wich-
tig, sind jedoch immer in Bereiche zu 
legen, die schwachwüchsig sind oder 
keine seltenen, niedrig wachsenden 
Arten aufweisen.  n René Gämperle
rene.gaemperle@strickhof.ch, Tel. 058 105 98 27 

So darf eine Ökowiese nicht überwintern.  
Bild: René Gämperle

Winterrosette Bienenorchidee.  
Bild: René Gämperle
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